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Von der Expansion zur Konsolidierung
Notwendigkeit einer politischen Führungsanstrengung

Von Eugen Hugentobler, ehemaligem Direktor der «Wirtschaftsförderung»

Im folgenden Ueitrng nimmt Eugen Hugentobler, ehemaliger Direktor der Wirtschaftsförde-
rung», den Faden der kritischen Betrachtungen nach den negativen Volksentscheiden im
Frühling dieses Jahres wieder auf. Er verlangt ein stärkeres Eingehen auf die tKonsolidie-
rungssignalc» aus den Volksentscheiden, eine klarere Zielsetzung der politischen Führung ouf
Grund einer gesellschaftlichen Neubesinnung und eine vermehrte Anstrengung, um dem

politischen Willen Nachachtung zu verschaffen.
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Der Ucbergang von der langjährigen Expan-

sionsphase in eine Phase d er Konsolidierung, die
im Zeichen der Wirtschaftsrezession unumgäng-
lich geworden ist, bereitet auch in unserem Lande
einige Mühe, besonders im politischen Bereich.
Seit die Wachstums- und Ertragskurven d er Wirt-
schaft und damit auch des Staates nicht mehr
unaufhaltsam nach oben weisen und anstehende
Reformvorhaben und Verteilungsprobleme sich
nicht mehr sozusagen von selbst lösen, ergeben
sich zunehmend Konsensschwierigkeiten unter
den Regierungsparteien, wird die Politik härter
und ist gelegentlich auch die Frage der Regier-
barkeit gestellt worden. Letzteres vor allem, weil
verschiedene negativ verlaufene Volksabstim-
mungen eine Diskrepanz zwischen Regierungs-
absicht und Volkswillen erkennen liessen. Was
die Unkenrufe wegen der gefährdeten Regierbar-
keit anbelangt, sei hier von Anfang an die Ein-
schränkung angebracht, dass sich nicht etwa die
Frage einer grundsätzlichen Systemänderung',
sondern höchstens diejenige d er Regierbarkeit
gemäss dem bisherigen Konkordanzsystem stellt.

Führungsschwäche

Mehr als der Versuch, eine bessere Überein-
stimmung von Souverän und Regierung herbei-
zuführen, drangt sich nicht auf. Dabei ist aller-
dings sehr ernsthaft zu überlegen, ob die bisheri-
gen Methoden d er Kompromisspolitik innerhalb
des Regierungssystems ausreichen, um die im
Zeichen der Rezession sich stellenden Probleme
bewältigen zu können. Die immer deutlicher sich
manifestierende Führungsschwäche von Regie-
rung, Parlament und Parteien ist doch wohl in
erster Linie auf eine Ucberforderung des Konkor-
danzstrcbens zurückzuführen, nämlich darauf,
dass unter dem bestehenden Kompromisszwang
Lösungen entstehen, die der Tragfähigkeit und
Glaubwürdigkeit entbehren und daher vor dem
Volk keinen Bestand haben. Es ist auffallend,
dass sich die verantwortlichen Koalitionspartner
immer mehr nur mit halbem Herzen für das
Ergebnis ihrer Bemühungen einsetzen und damit
dessen unbefriedigenden Charakter eingestehen.
Der Ruf nach verstärktem Einsatz und Geschlos-
senheit der Koalitionspartner ist so lange
vergebens, als es nicht gelingt, materiell der Zeit
angepasste und damit vor dem Volk durchsetz-
bare Lösungen vorzulegen.

Die nach den letzten Nationalratswahlen
gepflogenen Verhandlungen der Regierungs-
parteien über gemeinsame Legislaturziele für die
Jahre 1975 bis 1979 haben die heutigen Schwierig-
keiten einer tragfähigen Koalitionspolitik mit aller
Deutlichkeit aufgezeigt. Nach langen, seitens d er
bürgerlichen Parteien mit äusserster Geduld
geführten Gesprächen musste angesichts des
übersetzten Forderungskataloges des Sozialdemo-
kraten das Scheitern gemeinsamer Zielsetzungen
festgestellt werden. Praktisch hat dies allerdings
kaum Auswirkungen gehabt. Im Bundesrat wie
auch in d er Bundesversammlung werden weiter-
hin von Fall zu Fall Kompromisslösungen ange-
strebt, deren politische Tragfähigkeit indessen
immer fragwürdiger erscheint. Massgebend sind
im allgemeinen nnch wie vor die Spielregeln der
Reform- und Verteilungspolitik, die im allge-
meinen Aufwind der Hochkonjunkturjahre pro-
blemlos funktionierten, die heute jedoch offen-
sichtlich nicht mehr in das von der Wirtschafts-
rezession geprägte Gesamtbild passen und vom
Volk nicht mehr akzeptiert werden.

KonsoIidierungBsignale
aus Volksentscheiden

Die Konsolidicrungssignale sind so eindeutig
geworden, dass sie mindestens von den bürgerli-
chen Regierungsparteien besser zur Kenntnis
genommen werden sollten, auch auf die Gefahr
verstärkter Konfrontation mit den Sozialdemo-
kraten hin. Die in letzter Zeit immer wieder
genannten Beispiele für das politische Establish-
ment negativ verlaufener Volksabstimmungen
haben gezeigt, dass zumeist entweder allzu
weitgehende finanzielle Folgen oder eine allzu
starke Erweiterung staatlicher Kompetenzen die
Hauptursache für die Verwerfung der von
Bundesrat und Bundesversammlung ausgearbei-
teten Reformvorlagen bildeten.

So bot zum Beispiel der neue Bildungsartikel
der Bundesverfassung durch das in letzter Minute
aufgenommene ideologische Beiwerk des Rechtes
auf Bildung einen höchst überflüssigen Angriffs-
punkt. Nicht nur die sozialdemokratische Kran-
kenversicherungsinitiative, sondern auch der
Gegenvorschlag der Bundesversammlung dazu
wurden in finanzieller Hinsicht von einer Mehr-
heit des Volkes als zu weitgehend empfunden.
Beim neuen Konjunkturartikel erlag insbesondere
der Bundesrat dem Einfluss wissenschaftlicher
Kreise, die eine allzu perfektionistische Lenkungs-
befugnis des Staates anstrebten. Beim ebenfalls
verworfenen Raumplanungsgesetz kumulierten
sich Bedenken finanzieller mit solchen staats-
politischer Art. Einen Sonderfall stellt die Mitbe-
stimmungsfrage dar, wo der Souverän sowohl die
Initiative als auch den Gegenvorschlag dazu ein-
deutig abgelehnt und damit bekundet hat, dass er

eine staatliche Regelung vorderhand als nicht not-wendig erachtet.
Im Gegensatz zu diesem klaren Refus ging es

bei den übrigen genannten Vorlagen nicht um
den Grundsatz, sondern um eine Frage des
Masses. Hätten nicht eine Verkennung des Volks-
willens und die Versuchung, aus welchen
Gründen auch immer, progressivere Lösungen als
angezeigt durchzusetzen, das tragbare Mass über-
schreiten lassen, so hätten Desavouierungen undEnttäuschungen umgangen werden können; es
wäre letztlich weniger mehr gewesen. Es müsste
nicht das Fehlen notwendiger Instrumentarien be-klagt werden, und es müssten nicht erst in zweiterAuflage angemessene Lösungen erarbeitet wer-
den. Der mangelnde Sinn für die Angemessenheit
politischer Lösungen in einem veränderten Wirt-
schaftsklima ist eine der Hauptursachen des
gegenwärtigen Unbehagens. Mit der sozusagen
zur Gewohnheit gewordenen Politik d er zweitenAuflage vermögen sich die Behörden nicht die
zur Bewältigung d er in der Rezessionsphase an-
fallenden Aufgaben nötige Autorität zu ver-
schaffen. Es verhärtet sich d er Eindruck, dass das
Volk die Notwendigkeiten der Zeit besser erkennt
als seine Vertreter in Regierung und Parlament.

Diskrepanz, zwischenRegierungsrichtlinien und Finanzplan
Nun muss allerdings anerkennend festgestellt

werden, dass der Bundesrat mit den Richtlinien
der Regierungspolitik in d er Legislaturperiode
1975 bis 1979 eine bemerkenswerte Anstrengung
unternommen hat, um eine angesichts des wirt-
schaftlichen Wandels unumgänglich gewordene
Kurskorrektur und bessere Kanalisierung d erRegierungstätigkeit in die Wege zu leiten.
Nachdem während langer Zeit die Rufe nach
einer Prioritätenordnung für den staatlichen Auf-
gabenbereich erfolglos verhallt sind, wurde
leider zu spät und nur unter äusserstem defizi-
tärem Zwang der Bundesfinanzen der Versuch
einer Schwerpunktbildung unternommen. Die
gute Absicht des Dokuments verblasst indessenweitgehend, da zufolge einer Ucbcrstrapazierung
des Konsensstrebens den Realitäten trotzdem zuwenig konsequent Rechnung getragen wurde.

Bildet schon die vage Formel vom sozialen
Rechtsstaat, der sich nicht allein auf die Erhaltung
des Bestehenden beschränken lassen darf, einen
Freipass für Ansprüche verschiedenster Art, so
stellt die Diskrepanz zwischen Regierungsricht-
linien und Finanzplan einen offenkundigen
Mangel und Anlass der Unglaubwürdigkeit dar.
Die Tatsache, dass auch im Falle einer Annahme
der hängigen Bundessteuervorlage für das Jahr
1979 mit weiteren Milliardendefiziten gerechnet
werden muss, ist das Eingeständnis des Unver-
mögens, die im heutigen Zeitpunkt notwendigen
Massnahmen auf der politischen Ebene zu ver-
wirklichen, und eröffnet äusserst beunruhigende
Aussichten in bezug auf weitere Staatsver-
schuldung und neue inflationäre Impulse.

Korrektur der Ansprüche
Das bestehende und selbst durch massive Ein-

nahmenerhöhungen nicht zu beseitigende struktu-
relle Ungleichgewicht der Bundesfinanzen zwingt
zu Vorkehren, die konkret und effizient den
Vebergang vom bisherigen Expansionskurs zurnotwendigen Konsolidierung gewährleisten. Hier-
in stellt sich für die politisch Verantwortlichen
eine Führungsaufgabe erster Ordnung, die an be-
stehenden Tabus nicht vorbeikommt, die aber
um so glaubwürdiger und für die Bürger um so
verständlicher wird, je konsequenter sie angegan-
gen wird. Erschwert wird die Aufgabe zweifellos
durch das eingespielte, in Regierung, Verwaltung,
Parlament und Parteien über starke Stützen ver-
fügende, fast ausschliesslich expansiv orientierte
Konkordanzsystem, das indessen durch zahlreiche
Volksentscheide bereits eindrückliche Desavouie-
rung erfahren hat. Einer Ueberprüfung und An-
passung sind im besonderen die Personal- und
Sozialpolitik des Bundes zu unterziehen sowie für
verschiedene Bereiche geltende Subventionsbe-
stimmungen. Hier global einfach die Möglichkeit
substantieller Abstriche zu bestreiten kommt
einer gefährlichen Herausforderung des Volks-
willens gleich, die auch weiterhin und insbeson-
dere bei d er hängigen Bundessteuervorlage zu
unbotmässigen Reaktionen führen kann.

Konsolidierung, wie sie sich im Gegensatz
zum bisherigen expansiven Verhalten,heute als
staatspolitische Aufgabe erster Ordnung stellt,
kann dann nicht bloss als Demontage oder Rück-
schritt verstanden werden, wenn es gelingt, ihren
Sinn für jedermann klar erkennbar zu machen.
Die Fortentwicklung soll nicht grundsätzlich
unterbunden, jedoch den wirtschaftlichen Mög-
lichkeiten angepasst werden. Da in den Jahren
d er Hochkonjunktur und auch dann noch, als
Wachstumseinbrüche längst Tatsache waren,
übermarcht wurde, haben sich strukturelle Ver-
zerrungen ergeben, die vorerst* auszugleichen sind.
Das bedingt eine Korrektur der Ansprüche, die
mit Opfern verbunden ist. Wir glauben, dass das
Schweizervolk aufgeschlossen genug ist, um die
Notwendigkeit solcher Anpassungen an verän-
derte wirtschaftliche Bedingungen einzusehen. Es

kann in diesem Zusammenhang darauf verwiesen
werden, dass sich die Redimensionierung inner-
halb der Wirtschaft selbst erstaunlich geordnet
vollzogen hat, obschon sie Teile d er Bevölkerung
empfindlich traf. An Verständnis dafür, dass
nach langen Jahren der Expansion auch Rück-
schläge in Kauf zu nehmen sind, fehlt es nicht.
Konsolidierung als Führungsstrategie
Die Politik kann sich nicht länger der Ver-pflichtung entziehen, im öffentlichen Bereich die

nötigen Anpassungen an veränderte wirtschaft-
liche Bedingungen vorzunehmen. Spekulationen
uul einen konjunkturellen Aufschwung, der die
entstandenen Ausfälle zu überbrücken vermöchte
und korrigierende Eingriffe erübrigt, sind nicht
ZU verantworten, um so weniger, als ertragsmässig
für Wirtschaft und Staat die Erwartungen weiter-
hin als ungünstig einzuschätzen sind. Als
verwerflich muss auch d er Ausweg über weitere
Defizite und Anheizung d er Inflation abgelehnt
werden. Eine politische Führungsanstrengung mit
klarer Zielsetzung ist daher unumgänglich. Dabei
muss zum Ausdruck gebracht werden, dass weder
Diskriminierungen noch Veränderungen d er Ein-
kommensstruktur beabsichtigt sind, sondern dass
eine ausgeglichene Verteilung der Opfer ange-
strebt wird. Eine nach Möglichkeit lineare Herab-
setzung des Anspruchsniveaus zufolge breitester
Opferverteilung würde die Ideallösung darstellen.
Sie wäre in jeder Hinsicht tragbar und böte auch
beste Voraussetzungen für spätere gerechte
Korrekturen nach oben. In einer solchen Lösung
liessen sich Einsparungen und Mehreinnahmen
durch zusätzliche Steuermassnahmen sinnvoll ver-
feinden und aufeinander abstimmen, während die
heutige Steuervorlage als einseitiger Einnahmen-
monolith allzu unorganisch in der Landschaft
liegt.

Gesellschaftspolitische Neuhcsiniiiing
Eine Konsolidierung im angedeuteten Sinne

sollte bei gutem Willen, zielstrebiger Führung
sowie geeigneter Information und Aufklärung auf
Konsensbasis verwirklicht werden können. Wenn
falsches Prestigedenken, ideologische Vorbehalte
oder auch nur notorisches Querulantentum vor
allem auf sozialdemokratischer Seite diese Bestre-
bungen verunmöglichen sollten, so besteht für die
bürgerlichen Parteien die Pflicht, selbstverant-
wortlich und unter Inkaufnahme von Konfronta-
tionskonflikten entsprechende Lösungen eigen-
ständig durchzusetzen.

Die letzten Volksabstimmungen zeigen, dass
die Voraussetzungen für ein solches Vorgehen
günstig sind. Wesentlich ist dabei die Ersicht-
lichkeit der klaren Absicht, nicht Leistungen
abzubauen, sondern ungesunde Wachstumstrends
tu brechen. Nach dem eindrücklichen Ausbau
der sozialen Sicherheit in den vergangenen Jahren

lässt sich ein Marschhalt in verschiedenen
Sparten der Sozialpolitik durchaus rechtfertigen.
Zurückhaltung bei d er Lohngestaltung des öffent-
lichen Personals ist angesichts der gedrückten Er-
wartungen in der privaten Wirtschaft ein Gebot
der Stunde. Subventionen sollen nur ausgewieseneNotlagen verhindern helfen. Die Wirtschaftsrezes-
sion hat neue Anwendungsgebiete für staatliche
Hilfen wie die Arbeitsplatzsicherung geschaffen,
die nicht ohne Korrekturen andernorts zu ver-
kraften sind, wenn der Anteil des Staates amBruttosozialprodukt nicht völlig ungesunde Pro-portionen annehmen soll. Solche und weitereUebeflegungcn, die auch die Bildungspolitik und
andere Reformsparten betreffen müssten, können
mit gutem Gewissen und Aussicht auf Vcp-
stänclnis einer Konsolidierungsstrategie zugrunde
gelegt werden.

Eine solche Strategie müsste darüber hinaus
auch bei den nicht materiellen Reformvorhaben
zu einer verstärkten Selektion führen, denn esgeht insgesamt letztlich nicht nur um eine wirt-
schaftliche und finanzielle, sondern auch um einegesellschaftspolitische Neubesinnung, die konse>;-
qucntcrwcisc auch für diesen Bereich zu
vermehrter Nüchternheil in der Zielsetzung
zwingt. Bereits erfolgte Volksentscheide, ins-
besondere derjenige über die Mitbestimmungs-
frage, und hängige Referenden wie beispielsweise
zur kürzlich verabschiedeten Kindsrcchtsvorlage
sind Indizien für ein mindestens vorübergehendes
Abflauen der Reformbereitschaft. Diesem ange-
sichts d er veränderten Wirtschaftslage nicht
unverständlichen Gesinnungswandel gilt es im
Interesse einer geschlossenen Gesamtstrategie
Rechnung zu tragen. Es müsste um nur dieses
eine Beispiel zu erwähnen insbesondere als un-
passend empfunden werden, wenn trotz eindeu-tigem Volksentscheid die Mitbestimmungsfrage
ernsthaft neu zur Diskussion gestellt werden
sollte. Sie würde, ohne jemandem ersichtlichenpolitischen Erfolg zu bringen, die ideologische
und politische Desorientierung begünstigen, und
dies in einer Zeit, da bürgerliche Geschlossenheit
und Führungsstärke notwendiger denn je sind.

Unser Land mit seiner direkten Demokratie
befindet sich in der vorteilhaften Lage, dass die
Zeichen zur Einschaltung einer Konsolidierungs-
phase eindeutig vom Souverän ausgehen. Für die
Politik stellt sich die Aufgabe, diese Zeichenmöglichst sinnvoll zu interpretieren. Das heisst so
rasch als möglich von Illusionen und Fehlein-
schätzungen wegzukommen und sich vermehrt
auf den Boden d er Realitäten in wirtschaftlicher,
finanzieller und gesellschaftlicher Hinsicht zu
begeben. Wenn dies bewusst, verständlich, glaub-
würdig und ohne Hinterabsicht geschicht, so wird
Land und Volk ein grosser Dienst erwiesen, und
es wird auch die politische Honorierung nicht
ausbleiben.

Mehrwertabschöpfung - ein Postulat der Gerechtigkeit
Der Verfasser d er juristischen Zürcher Disser-

tation über «Grundlagen und Ausgestaltung d er
Mehrwertabschöpfung»,* welche in der Schrif-
tenreihe des Instituts für Orts-, Regional- und
Landesplanung herausgegeben wurde, vermittelt
im ersten Teil seiner Arbeit die theoretischen
Grundlagen für das Verständnis des vielschich-
tigen Problems, das letztlich darauf zurückzufüh-
ren ist, dass d er moderne Leistungs- und Len*
kungsstaat gewollt oder ungewollt in wirtschaft-
liche Prozesse eingreift und dabei notgedrungen
Vorteile und Nachteile schafft, was vom Zweck
d er Massnahmen her häufig weder beabsichtigt
noch erwünscht ist. Die Mehrwertabschöpfung
ist nun eines d er Instrumente, mit welchem das
ungerechtfertigte Reichwerden im Staat, speziell
im Zusammenhang mit raumplanerischen Mass-
nahmen, in Schranken gehalten werden soll. Für
Markus Wirth ist dieser Grundgedanke weglei-
tend. Die Mehrwertabschöpfung ist nicht einfach
eine neue Geldquelle, die der Staat anzapft, son-
dern ein Postulat der Gerechtigkeit.

Nach einer Klärung der begrifflichen Grund-
lagen nimmt der Verfasser die rechtspolitische
Begründung und die verfassungsrechtliche Zuläs-
sigkeit einer Mehrwertabschöpfung unter die
Lupe. Er kommt dabei zum Schluss, dass eine
Abschöpfung von Massnahmemehrwerten nicht
nur zulässig, sondern zur Verwirklichung d er
Rechtsgleichheit geradezu verfassungsrechtlich ge-
boten ist. Sehr kritisch werden in einem rechts-
vergleichenden Teil die im Ausland (vor allem
in der Bundesrepublik Deutschland, in England,
Frankreich und Danemark) praktizierten Aus-
gestaltungen der Mehrwertabschöpfung unter-
sucht, wobei auch den Gründen für Erfolge und
Misserfolge nachgegangen wird. Mit der Typi-
sierung und der systematisch-kritischen Beurtei-
lung der verschiedenen möglichen Abschöpfungs-
institute liegt auch ein gewichtiger selbständiger
Beitrag zur internationalen Diskussion vor.

Im letzten Abschnitt wendet sich d er Verfas-
ser d er Lösung des eidgenössischen Raumpla-
nungsgesetzes (Art. 37) zu und handelt dabei sorg-fältig die zahlreichen Einzelfragen im Zusam-
menhang mit der konkreten Ausgestaltung ab.
Auch losgelöst vom Raumplanungsgesetz sind die
behandelten Fragestellungen und Antworten hoch-
aktuell, weil der Vorteilsausgleich im Leistungs-
und Lenkungsstaat zu den immer wieder neu
zu lösenden Grundproblemen gehört, wie im Vor-
wort von Prof. M. Lendi mit Nachdruck festge-
halten wird.

Wirths Untersuchungen sind einerseits genü-
gend generell, um von Fall zu Fall «massgeschnei-
derte Lösungen» zu ermöglichen, und haben an-
derseits doch so viel konkreten Inhalt, dass eine

Markus Wirth: Grundlagen und Ausgestaltung der
Mehrwertabschöpfung. ORL-Scbriltenicihe Nr. 26, Zürich
1976.

praktische Verwendbarkeit gegeben ist, was bei
wissenschaftlichen Untersuchungen nicht selbst-
verständlich ist. Trotz Ablehnung des Eidgenös-
sischen Raumplanungsgesetzes bleibt die Arbeit
ein gültiger Beitrag zur schweizerischen und inter-
nationalen Diskussion, auf den die kantonale
Gesetzgebung und Praxis, aber auch der Bundes-
gesetzgeber mit Gewinn Bezug nehmen können.

Die Mehrwertabschöpfung war bekanntlich ein
Stein des Anstosses für die Gegner des Raum-
planungsgesetzes. Die Versuchung ist daher gross,
alle Vorschläge zu dieser Materie in einem neuen
Entwurf fallenzulassen. Damit sind aber die
Probleme keinesfalls gelöst. Der vollständige Ver-
zicht auf jede Art von Sondervorteilsabschöpfung
müsste vielmehr jeden rechtsstaatlich Gesinnten
bedenklich stimmen, denn bei Postulaten d er Ge-
rechtigkeit ist der Spielraum für politische Kon-
zessionen so klein wie möglich zu halten. Die
Aktualität dieser sorgfältigen Untersuchung ist
nach wie vor gegeben.
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